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A. Legistik

1. Neue Durchführungsbestimmungen im
Emissionshandel

Für dem Emissionshandel unterliegende Betriebe sind zwei VO
durch die EK angepasst worden, um fit für die 4. Handelsperiode
zu werden und erforderlich gewordene Änderungen aus der Ver-
gangenheit nachzuvollziehen:
Ü Delegierte VO zur Änderung der VO (EU) 1031/2010 zwecks

Angleichung der Versteigerung von Zertifikaten an die EU-
EHS-Vorschriften für den Zeitraum 2021 bis 2030: Erste allge-
meine Überarbeitung, wobei die Grundstruktur des Auktions-
verfahrens allerdings nicht abgeändert wird, sondern Anpas-
sungen aufgrund der Einstufung der Emissionshandelszertifi-
kate als Finanzierungsinstrumente vorgenommen werden.

Ü DVO (EU) 1842/2019 zur EmissionshandelsRL hinsichtlich
weiterer Vorkehrungen für die Anpassung der kostenlosen Zu-
teilung von Emissionszertifikaten aufgrund von Änderungen
der Aktivitätsraten: Bei der kostenlosen Zuteilung von Zertifi-
katen kommt es zu Adaptierungen der Berichterstattung, der
Bestimmungen über die durchschnittlichen Aktivitätsraten
und einiger weiterer betreffend den Betrieb von Kohlendioxid
emittierenden Anlagen, um die Genauigkeit und Qualität der
überwachten und gemeldeten Daten zu verbessern.1)

2. Ökostromgesetz-Novelle 2019

Mit der ÖSG-Nov 2019 (BGBl I 2019/97) werden für den Zeit-
raum von 2020 bis 2022 jährlich zusätzlich 36 Mio Euro für die
Errichtung und den Ausbau von Photovoltaik-Anlagen bereitge-
stellt. Auch für mittlere Wasserkraftwerke kommt es zu einer Er-
höhung der zur Verfügung stehenden Mittel um 30 Mio Euro.
Außerdem soll der Abbau der Wartelisten bei Windkraftanlagen
und Kleinwasserkraftwerken forciert werden, indemMittel für das
Jahr 2021 vorgezogen werden können.

Betreiber von Biomasse- und Biogasanlagen können durch die
Nov Nachfolgeregelungen beantragen, um eine Verlängerung bis
2022 zu erwirken. Die Nov ist am 1. 11. 2019 in Kraft getreten.

3. Konsultation zum NEKP

Der finale Entwurf des österreichischen Energie- und Klimaplans
(NEKP) wurde vom BMNT veröffentlicht.

Bis 2. 12. 2019 konnte jedermann eine Stellungnahme zum
NEKP-Entwurf abgeben. Der Plan ist dann von der österr Regie-
rung bis 31. 12. 2019 an die EU-Kommission zu übermitteln.2)

B. Judikatur

1. Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen können
Umweltinformationen sein

Im Zuge des Begutachtungsverfahrens zum Standortentwick-
lungsgesetz (StEntG) hat das BMNT eine Stellungnahme abgege-
ben, die aber nicht veröffentlicht wurde. Eine Umweltorganisation
beantragte beim BMNT die Übermittlung dieser Stellungnahme
gem UIG. Dieser Antrag wurde vom BMNT mit Bescheid abge-
wiesen, worüber nun der VwGH nach dem die Ablehnung bestä-

tigenden Erk des im Rechtsmittelverfahren angerufenen VwG ent-
schieden hat (VwGH 24. 10. 2019, Ra 2019/07/0021). In der Sache
führt der VwGH aus, dass gem Art 2 Z 2 S 2 Umweltinforma-
tionsRL bzgl legistischer Tätigkeiten das Recht auf Umweltinfor-
mation ausgeschlossen werden könne (was in Österreich im Üb-
rigen nicht geschehen sei). Zwar stelle nicht jede Stellungnahme
im Gesetzgebungsverfahren eine Umweltinformation dar. Der
Qualifikation einer Stellungnahme als Umweltinformation stehe
nicht entgegen, dass das (Begutachtungs-)Verfahren und dessen
Ergebnis per se weder Immissionen noch Umweltveränderungen
bewirken, sondern erst die Grundlage für Vorhabensrealisierun-
gen schafften. Wesentlich sei, ob das Gesetzesvorhaben bei seiner
Umsetzung iSd § 2 Z 3 zumindest wahrscheinlich Auswirkungen
auf Umweltfaktoren und Umweltbestandteile haben könne bzw
deren Schutz dienen solle.3)

2. Greenpeace scheitert in Deutschland mit
Klimaklage

Eine von Greenpeace Deutschland angestrengte Klimaklage gegen
die dt BReg ist in erster Instanz vor dem Verwaltungsgericht Ber-
lin gescheitert (U der 10. Kammer v 31. 10. 2019, VG 10 K 412.18).
In der Abweisung der Klage führt das Verwaltungsgericht Berlin
aus, es fehle den Klägern (drei Bio-Landwirte) an der Klagebefug-
nis. Eine Grundlage, aus der sich eine Pflicht der BReg zum ge-
forderten Handeln ergebe, sei nicht ersichtlich. Der Beschluss der
BReg zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 sei eine politische
Absichtserklärung, enthalte aber keine rechtsverbindliche Rege-
lung mit Außenwirkung, auf die sich die Kläger berufen könnten.

Hinsichtlich der Klage von Greenpeace Deutschland kam das
Verwaltungsgericht Berlin zum Ergebnis, dass die Umweltorgani-
sation selbst kein Klagerecht nach dem Umwelt-RechtsbehelfsG
habe. Eine mögliche Verbandsklagebefugnis zur Kontrolle der
Einhaltung des europarechtlichen Umweltschutzes führe nicht
weiter, da die einschlägige Regelung der EU-Lastenteilungsent-
scheidung keine unbedingte Reduktionspflicht enthalte. Die Beru-
fung zum Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg wurde we-
gen grundsätzlicher Bedeutung allerdings zugelassen.4)
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1) Umweltrechtsblog.at v 25. 11. 2019 (Sander).
2) Umweltrechtsblog.at v 4. 11. 2019 (Schamschula).
3) Umweltrechtsblog.at v 20. 11. 2019 (Bauer).
4) Umweltrechtsblog.at v 4. 11. 2019 (Ennöckl).


